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Analysen und Berichte Wettbewerb

Daniel Richter, Achim Wambach

Aufsicht der deutschen Flughäfen nicht dem 
Eigentümer überlassen
Die Monopolkommission hat in ihrem Hauptgutachten „Wettbewerb 2016“ die 
Wettbewerbssituation auf Verkehrsfl ughäfen betrachtet. Sie bemängelt dabei insbesondere 
die Doppelrolle der öffentlichen Hand, die sowohl Eigentümer als auch Aufsichtsbehörde 
„ihrer“ Flughäfen ist. Die Kommission empfi ehlt, die Aufsicht über die Flughäfen einer zentralen 
unabhängigen Behörde zu übergeben. Zudem sollte der Markt für Bodenabfertigungsdienste 
weiter geöffnet werden.

Daniel Richter, M.Sc., ist Senior Analyst im Stab der 
Monopolkommission.

Prof. Dr. Achim Wambach, Ph.D., ist Präsident des 
Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung  (ZEW) 
Mannheim und Vorsitzender der Monopolkommission.

Die Luftverkehrswirtschaft ist von erheblicher Bedeutung 
für die deutsche Volkswirtschaft. Sie trägt in wesentli-
chem Umfang zu Wachstum und Beschäftigung bei.1 Dies 
gilt umso mehr für eine exportorientierte Volkswirtschaft 
wie die deutsche, in der viele Unternehmen ihre Produk-
te und Dienstleistungen mithilfe des Luftverkehrs grenz-
überschreitend anbieten. Hinzu kommen wichtige gesell-
schaftliche Funktionen des Luftverkehrs wie die Sicher-
stellung der Mobilität der Bevölkerung. Die heutige Leis-
tungsfähigkeit des Luftverkehrssektors geht nicht zuletzt 
auf einen umfänglichen Liberalisierungsprozess Ende der 
1980er Jahre zurück. Fluggesellschaften und einige Flug-
häfen wurden privatisiert sowie Begrenzungen im Luft-
verkehr zwischen Mitgliedstaaten aufgehoben. Die Inten-
sivierung des Wettbewerbs zwischen Fluggesellschaften 
hat dazu beigetragen, dass das Angebot an Flugverbin-
dungen deutlich ausgebaut werden konnte und Flüge für 
Passagiere zunehmend erschwinglicher geworden sind.2 
Flughäfen haben sich zu Mehrproduktunternehmen ent-
wickelt, die einen Großteil ihrer Umsätze im Non-Aviati-

1 Verschiedene empirische Studien schätzen die Bruttowertschöpfung 
der deutschen Luftverkehrswirtschaft auf 39 Mrd. bis 57 Mrd. Euro 
und die direkten und indirekten Beschäftigungseffekte auf 522 000 
bis 826 000 Arbeitsplätze. Vgl. InterVISTAS: Economic Impact of Eu-
ropean Airports: A Critical Catalyst to Economic Growth, Bath 2015; 
Oxford Economics: Economic Benefi ts from Air Transport in Ger-
many, 2011; Air Transport Action Group: Powering Global Economic 
Growth, Employment, Trade Links, Tourism and Support for Sustaina-
ble Development through Air Transport, Genf 2014; und Bundesver-
band der Deutschen Luftverkehrswirtschaft (BDL)/ifo Institut: Report 
2013 – Luftfahrt und Wirtschaft, April 2013.

2 Die Zahl der Sitzplätze auf Flügen innerhalb der EU wuchs von 
5,5 Mio. (1992) auf 13,9 Mio. (2015). Im selben Zeitraum stieg die Zahl 
verschiedener Flugverbindungen innerhalb der EU von 874 auf 3522 
und die der Flugverbindungen zwischen europäischen und nicht 
europäischen Flughäfen von 988 auf 2621. Vgl. European Commis-
sion, Commission Staff Working Document accompanying the do-
cument Communication from the Commission to the European Par-
liament, the Council, the European Economic and Social Committee 
and the Committee of the Regions: An Aviation Strategy for Europe, 
SWD(2015) 261 fi nal, vom 7.12.2015, S. 17.

on-Bereich z.B. mit der Vermietung von Geschäfts- und 
Parkfl ächen erzielen.

Da Flughäfen potenziell Marktmacht ausüben können, 
sind regulatorische Vorgaben weiterhin notwendig, um ei-
nen funktionierenden Wettbewerb auf Luftverkehrsmärk-
ten zu ermöglichen. In Europa hat man sich dazu unter 
anderem auf gemeinsame Regeln etwa in den Bereichen 
Flughafenentgelte und Bodenverkehrsdienste geeinigt.3 
Diese zielen darauf ab, den Zugang zur Infrastruktur 
Flughafen wettbewerblicher zu gestalten. In Deutsch-
land leidet eine effi ziente Regulierung von Flughäfen je-
doch teilweise darunter, dass zahlreiche Flughäfen zwar 
gewinnorientiert geführt werden, sich aber noch immer 
im Eigentum der öffentlichen Hand befi nden. Durch die 
Doppelrolle der öffentlichen Hand als Eigentümer und 
Regulierer kommt es sowohl bei der Festlegung von 
Flughafenentgelten als auch beim Zugang zum Markt für 
Bodenabfertigungsdienste zu Interessenkonfl ikten. Die 

3 Vgl. Richtlinie 2009/12/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11.3.2009 über Flughafenentgelte, ABl. EU L 70 vom 
14.3.2009, S. 11; und Richtlinie 96/67/EG des Rates vom 15.10.1996 
über den Zugang zum Markt der Bodenabfertigungsdienste auf den 
Flughäfen der Gemeinschaft, ABl. EU L 272 vom 25.10.1996, S. 36.
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Monopolkommission hat dies in ihrem Hauptgutachten 
„Wettbewerb 2016“ aufgegriffen. Im vorliegenden Artikel 
fassen wir die wesentlichen Empfehlungen an den Ge-
setzgeber zusammen.4

Entgeltgenehmigung an eine zentrale 
Aufsichtsbehörde übergeben

Fluggesellschaften zahlen verschiedene Entgelte für die 
Nutzung von Einrichtungen und Dienstleistungen an Flug-
häfen. Hierzu zählen Entgelte für das Starten und Landen, 
das Abstellen von Flugzeugen sowie die Abfertigung von 
Fluggästen und Fracht. Im Jahr 2015 belief sich die Sum-
me der an deutschen Flughäfen gezahlten Entgelte auf ca. 
2,8 Mrd. Euro.5 Die Grundsätze für die Erhebung solcher 
Entgelte auf Flughäfen der Europäischen Gemeinschaft 
werden durch eine europäische Richtlinie festgelegt.6 Sie 
fi ndet Anwendung bei Flughäfen in der Europäischen Uni-
on, die mehr als 5 Mio. Fluggastbewegungen aufweisen 
bzw. bei dem Flughafen eines Mitgliedstaates mit den 
meisten Fluggastbewegungen. In Deutschland wurden 
die europäischen Vorgaben zur Genehmigung von Flug-
hafenentgelten im § 19b Luftverkehrsgesetz umgesetzt. 
Darin wird unter anderem geregelt, dass Flughafenbe-
treiber eine Entgeltordnung veröffentlichen, die durch die 
zuständige nationale Luftfahrtbehörde genehmigt werden 
muss. Die Genehmigung wird erteilt, wenn die Entgelte die 
gesetzlichen Anforderungen an Objektivität und Transpa-
renz erfüllen. Zudem muss erkennbar sein, dass sich der 
Flughafenbetreiber an einer effi zienten Leistungserstel-
lung orientiert. In Deutschland wurde die Genehmigung 
der Entgelte an die jeweiligen Luftfahrtbehörden der ein-
zelnen Bundesländer übertragen.7 Anders als in anderen 
europäischen Staaten erfolgt die Entgeltgenehmigung in 
Deutschland also derzeit nicht durch eine zentrale Behör-
de, sondern durch verschiedene Landesbehörden.

Kritik an dem derzeitigen Genehmigungsverfahren wird 
insbesondere mit Blick auf die unzureichende Unabhän-
gigkeit der verantwortlichen Genehmigungsbehörden 
geäußert. Aufgrund der zahlreichen Beteiligungen der öf-
fentlichen Hand an Flughäfen befi nden sich viele Bundes-
länder in einer Doppelrolle gegenüber „ihren“ Flughäfen 
(vgl. Tabelle 1). Da sie sowohl Eigentümer der Flughäfen 

4 Darüber hinaus hat die Monopolkommission das Thema Flughafen-
Slots in ihrem Hauptgutachten behandelt und sich dafür ausgespro-
chen, bei der Zuteilung von Slots stärker als bisher auf marktbasierte 
Mechanismen zu setzen, um mehr Effi zienz zu erreichen.

5 Angabe des Bundesverbandes der Deutschen Fluggesellschaften 
(BDF) gegenüber der Monopolkommission.

6 Richtlinie 2009/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11.3.2009 über Flughafenentgelte, ABl. EU L 70 vom 14.3.2009, S. 11.

7 Dabei handelt es sich um eine Bundesauftragsverwaltung im Sin-
ne des Art. 85 GG im Rahmen der Luftverkehrsverwaltung gemäß 
Art. 87d Abs. 2 GG in Verbindung mit § 31 Abs. 2 Nr. 4 LuftVG.

als auch Genehmigungsbehörde sind, kommt es zwangs-
läufi g zu Interessenkonfl ikten. Entscheidungen zugunsten 
der Flughäfen werden wahrscheinlicher, wenn diese sich 
positiv im öffentlichen Haushalt bemerkbar machen – sei 
es weil Gewinne vergrößert oder Verluste vermindert wer-
den. Umgekehrt werden Maßnahmen zuungunsten von 

Tabelle 1
Gesellschafter der zehn größten deutschen 
Verkehrsfl ughäfen

Flughafen Gesellschafter bzw. Aktionäre
Anteil 
in %

Berlin-
Brandenburg

Land Berlin 37

Land Brandenburg 37

Bundesrepublik Deutschland 26

Dresden Mitteldeutsche Flughafen AG1 94

Freistaat Sachsen 4,8

Landkreis Meißen 0,6

Landkreis Bautzen 0,6

Düsseldorf Airport Partners GmbH 50

Landeshauptstadt Düsseldorf 50

Frankfurt Land Hessen 31,32

Stadtwerke Frankfurt a.M. Holding GmbH 20

Deutsche Lufthansa AG 8,44

Lazard Asset Management LCC 5,05

Streubesitz 35,91

Hamburg Freie und Hansestadt Hamburg 51

AviAlliance GmbH 49

Hannover Hannoversche Beteiligungsgesellschaft GmbH2 35

Stadt Hannover 35

Fraport AG 30

Köln/Bonn Stadt Köln 31,12

Bundesrepublik Deutschland 30,94

Land Nordrhein-Westfalen 30,94

Stadt Bonn 6,06

Rhein-Sieg-Kreis 0,59

Rheinisch Bergischer Kreis 0,35

Leipzig Mitteldeutsche Flughafen AG1 94

Freistaat Sachsen 5,5

Landkreis Nordsachsen 0,25

Stadt Schkeuditz 0,25

München Freistaat Bayern 51

Bundesrepublik Deutschland 26

Stadt München 23

Stuttgart Land Baden-Württemberg 65

Stadt Stuttgart 35

1 Eigentümer der Mitteldeutsche Flughafen AG sind zu 77,29% Freistaat 
Sachsen, 18,54% Land Sachsen-Anhalt, 2,1% Stadt Leipzig, 1,87% Stadt 
Dresden, 0,2% Stadt Halle (Saale). 2 Alleingesellschafter Land Nieder-
sachsen.

Quelle: Flughafenverband ADV (2017).
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Flughäfen unwahrscheinlicher, wenn die öffentliche Hand 
mögliche Verluste mittragen müsste. Zweifel an der Un-
abhängigkeit der Aufsichtsbehörden können auch nicht 
alleine dadurch beseitigt werden, dass die Flughafenbe-
teiligungen üblicherweise bei den Landesfi nanzministeri-
en verwaltet werden, während die Landesluftfahrtbehör-
den den jeweiligen Verkehrsministerien zugeordnet sind. 
So wird der Eindruck fehlender Unabhängigkeit  verstärkt, 
wenn in einer Reihe von Fällen Vertreter der Ministerien 
Aufsichtsratsmandate bei den Flughafengesellschaften 
besetzen. Beispielsweise ist der baden-württembergi-
sche Minister für Verkehr und Infrastruktur, Winfried Her-
mann, vor dem Hintergrund der Anteilseignerschaft des 
Landes als Vorsitzender im Aufsichtsrat des Flughafens 
Stuttgart vertreten. Gleichzeitig ist das Ministerium für 
Verkehr und Infrastruktur für die Entgeltgenehmigung am 
Stuttgarter Flughafen zuständig.

Ein weiterer Nachteil, der sich aus der dezentralen Or-
ganisation der Aufsicht ergibt, ist die bundesweit unein-
heitliche Durchführung der Genehmigungsverfahren, da 
jede Landesbehörde die gesetzlichen Vorgaben anders 
interpretieren kann. Dies hat zur Folge, dass etwa Konsul-
tationen unterschiedlich durchgeführt oder Transparenz-
anforderungen anders erfüllt werden. So beanstanden 
einige Marktteilnehmer einen Mangel an Transparenz hin-
sichtlich der Kosten, die für eine Ermittlung der Flugha-
fenentgelte zugrunde gelegt und im Rahmen des Geneh-
migungsverfahrens durch die Aufsichtsbehörde überprüft 
werden. Beispielsweise wird kritisiert, dass die von den 
Flughäfen vorgelegten Informationen keine ausreichen-
de Untergliederung der Gesamtkosten nach Kostenarten 
enthielten und Verteilungsschlüssel bei der Zuordnung 
von Gemeinkosten nicht angegeben würden. Es wird au-
ßerdem bezweifelt, dass die Detailtiefe der vorzulegen-
den Unterlagen ausreicht, um die Angemessenheit der 
Entgelte oder die Höhe der voraussichtlichen tatsächli-
chen Kosten nachvollziehen zu können.

Vor diesem Hintergrund hat sich die Monopolkommission 
in ihrem jüngsten Hauptgutachten dafür ausgesprochen, 
eine Bundesbehörde nach Art der Bundesnetzagentur 
mit der Aufsicht über die Entgeltgenehmigungsverfahren 
zu betrauen.8 Da die Entgeltgenehmigung derzeit durch 
die Luftfahrtbehörden der Länder erfolgt, wäre dies mit 
einer Beendigung der Bundesauftragsverwaltung in die-
sem Bereich verbunden, an deren Stelle eine bundesei-
gene Verwaltung treten würde.

Eine derartige zentrale behördliche Aufsicht würde nicht 
nur für mehr Unabhängigkeit bei der Entgeltgenehmigung 

8 Vgl. Monopolkommission: XXI. Hauptgutachten, Wettbewerb 2016, 
S. 62 f.

sorgen, auch ließen sich so die genannten Interessen-
konfl ikte deutlich vermindern. Zudem würden durch eine 
zentrale Regulierung auf Bundesebene Skaleneffekte mit 
Blick auf die Erfahrung der Regulierungsbehörde und eine 
insgesamt konsistentere Regulierung in Deutschland er-
zielt werden. Auch erscheint es wahrscheinlich, dass bei 
einer zentralen Organisation mögliche Deregulierungspo-
tenziale eher genutzt würden. Flughäfen, die über keine 
nennenswerte Marktmacht verfügen, könnten weniger 
streng reguliert oder ganz aus der Regulierung entlassen 
werden. Die Verhandlung der Entgelte würde in so einem 
Fall zunächst den Marktteilnehmern überlassen werden. 
Die Regulierungsbehörde würde die Entgeltermittlung 
nur dann übernehmen, wenn es nicht zu einer Einigung 
zwischen den Verhandlungspartnern kommen sollte. Das 
teilweise vorgebrachte Argument, eine zentrale Behörde 
sei „zu weit weg“ und könne die lokalen Besonderheiten 
einzelner Flughäfen nicht ausreichend beurteilen, kann 
hingegen nicht überzeugen. Tatsächlich gehört die Be-
rücksichtigung regionaler und lokaler Besonderheiten bei 
den Regulierungsentscheidungen zu den typischen Auf-
gaben einer Bundesbehörde wie etwa der Bundesnetz-
agentur.

Markt für Bodenabfertigungsdienste weiter öffnen

Ein weiterer Flughafenbereich, in dem Reformbedarf be-
steht, ist der Markt für Bodenabfertigungsdienste. Bo-
denabfertigungsdienste werden von Fluggesellschaften 
nachgefragt und können grundsätzlich entweder vom 
Flughafenbetreiber, unabhängigen Diensteanbietern oder 
den Fluggesellschaften selbst durchgeführt werden (so-
genannte Selbstabfertigung). Dabei können land- und 
luftseitige Abfertigungsdienste unterschieden werden. 
Erstere werden im Terminal erbracht und umfassen z.B. 
den Check-In, die Sicherheitskontrollen und die Gepäck-
abfertigung. Demgegenüber erfolgt die luftseitige Abferti-
gung auf dem Vorfeld. Hierzu gehören beispielsweise das 
Reinigen und Betanken von Flugzeugen sowie das Be- 
und Entladen von Fracht und Gepäck. Es wird geschätzt, 
dass 2011 weltweit rund 50 Mrd. Euro mit Bodenabferti-
gungsdiensten umgesetzt wurden und in Europa mindes-
tens 60 000 Personen in diesem Sektor beschäftigt wa-
ren. Für Fluggesellschaften stellen Bodenabfertigungs-
dienste 5% bis 12% ihrer Betriebskosten dar.9

9 Die Europäische Kommission unterscheidet die folgenden elf Kategorien 
von Bodenabfertigungsdiensten: 1. Administrative Abfertigung am Bo-
den und Überwachung, 2. Fluggastabfertigung, 3. Gepäckabfertigung, 
4. Fracht- und Postabfertigung, 5. Vorfelddienste, 6. Reinigungsdienste 
und Flugzeugservice, 7. Betankungsdienste, 8. Stationswartungsdiens-
te, 9. Flugbetriebs- und Besatzungsdienste, 10. Transportdienste am 
Boden, 11. Bordverpfl egungsdienste (Catering). Vgl. Europäische Kom-
mission: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments 
und des Rates über Bodenabfertigungsdienste auf Flughäfen der Union 
und zur Aufhebung der Richtlinie 96/67/EG vom 1.12.2011, S. 2.
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Während landseitige Abfertigungsdienste bereits vor der 
Liberalisierung des europäischen Luftverkehrs durch 
Dritt anbieter oder Fluggesellschaften erbracht wurden, 
konnten die luftseitigen Bodenverkehrsdienste an deut-
schen Flughäfen ausschließlich durch den jeweiligen 
Flughafenbetreiber bzw. dessen Tochtergesellschaft an-
geboten werden. Andere Anbieter waren darauf angewie-
sen, eine Lizenz zu erhalten, die ihnen in der Regel durch 
die Flughafenbetreiber verweigert wurde. Flughäfen hat-
ten damit ein De-facto-Monopol bei der Erbringung der 
luftseitigen Abfertigungsdienste.10 Ein erster Schritt zur 
Öffnung dieses Marktes war die europäische Richtlinie 
96/67/EG11, die in Deutschland ein Jahr später mit der 
Verordnung über Bodenabfertigungsdienste auf Flugplät-
zen (BADV) umgesetzt wurde. Die Richtlinie sorgte für ei-
ne schrittweise Öffnung im Markt der Bodenabfertigung, 
indem Fluggesellschaften die Selbstabfertigung ermög-
licht und Drittanbieter bei einer Reihe von Diensten wie 
dem Catering, der Fluggastabfertigung und der Flugzeug-
reinigung zugelassen wurden. Studien deuten darauf hin, 
dass sich in der Folge  die Qualität der erbrachten Boden-
abfertigungsdienste verbessert hat und die Preise san-
ken.12 Zu bestimmten Bodenabfertigungsdiensten wie der 
Abfertigung von Gepäck und Fracht, der Betankung und 
Vorfelddiensten wie dem Be- und Entladen von Flugzeu-
gen wird der Zugang jedoch weiterhin beschränkt. Oft-
mals wird es nur einem unabhängigen Anbieter gestattet, 
seine Dienste neben dem Flughafenbetreiber anzubieten.

Aus Sicht der Monopolkommission sollte die vor mehr als 
20 Jahren begonnene Öffnung des Marktes für Boden-
verkehrsdienste konsequent weitergeführt werden, da es 
an deutschen Flughäfen noch immer an einem effektiven 
Wettbewerb bei Bodenverkehrsdiensten mangelt. Bis 
heute ist es den unabhängigen Anbietern in vielen Fällen 
nicht gelungen, Marktanteile von mehr als 25% zu errei-
chen. Abbildung 1 zeigt die Marktanteile bei Bodenver-
kehrsdiensten von Flughafenbetreibern bzw. deren Toch-
terunternehmen in Relation zu unabhängigen Drittanbie-
tern an verschiedenen deutschen Flughäfen im Mai 2016. 
An den Flughafenstandorten Berlin, Bremen, Düsseldorf 
und Nürnberg kommt es derzeit praktisch nicht zu einer 

10 Vgl. T. Neuscheler: Flughäfen zwischen Regulierung und Wettbewerb 
– Eine netzökonomische Analyse, Baden Baden 2008, S. 137.

11 Vgl. Richtlinie 96/67/EG des Rates vom 15.10.1996 über den Zugang 
zum Markt für Bodenabfertigungsdienste auf den Flughäfen der Ge-
meinschaft, ABl. EG Nr. L272 vom 25.10.1996, S. 36.

12 Vgl. hierzu auch SH&E: Study on the quality and effi ciency of ground 
handling services at EU airports as a result of the implementation of 
Council Directive 96/67/EC, fi nal report, vom 7.10.2002; Airport Re-
search Center: Study on the Impact of Directive 96/67/EC on Ground 
Handling Services 1996-2007, fi nal report, Februar 2009; sowie C. 
Templin: Competition for Airport Services – Ground Handling Servi-
ces in Europe: Case Studies on Six Major European Hubs, in: P. For-
syth et al. (Hrsg.): Airport Competition – The European Experience, 
Farnham 2010, S. 393-412.

Konkurrenzsituation zwischen Flughafenbetreibern und 
unabhängigen Anbietern bei der Erbringung von Boden-
verkehrsdiensten. In Nürnberg und Bremen sind keine 
unabhängigen Anbieter tätig. Während in Nürnberg der 
unabhängige Wettbewerber seine Lizenz ruhen lässt, ist 
in Bremen die Betriebsaufnahme des Drittanbieters noch 
nicht erfolgt, sodass auch hier der Flughafenbetreiber al-
leine tätig ist.

Im Gegensatz dazu sind Flughafenbetreiber an den 
Standorten Berlin und Düsseldorf nicht bzw. kaum noch 
aktiv. Historisch bedingt war der gemeinsame Flughafen-
betreiber an den Berliner Standorten Tegel und Schöne-
feld noch nie als Bodenverkehrsdienstleister tätig, sodass 
es hier nur unabhängige Anbieter gibt.13 In Düsseldorf 
wird erwartet, dass sich der Flughafenbetreiber aus be-
triebswirtschaftlichen Gründen aus der Bodenabferti-
gung zurückzieht. Es wurde seitens des Flughafenbetrei-
bers angestrebt, eine weitere Lizenz an einen unabhängi-
gen Anbieter zu vergeben.14 An den verbleibenden sechs 
Flughäfen, an denen sowohl unabhängige Drittanbieter 
als auch Flughafenbetreiber konkurrieren, zeigt sich, 
dass unabhängige Dienstleister einen durchschnittlichen 
Marktanteil von 20% haben. Eine weitere Folge der Be-
grenzung des Marktzutritts ist, dass keiner der sieben un-
abhängigen Anbieter an allen zehn Flughafenstandorten 

13 Am Flughafen Tegel sind zwei unabhängige Anbieter und am Flugha-
fen Schönefeld drei unabhängige Anbieter tätig.

14 Vgl. R. Schleucher: Der neue Flughafen-Chef redet Klartext, www.
wz.de (29.4.2015).

Abbildung 1
Marktanteile von Bodenverkehrsdienstleistern an 
ausgewählten deutschen Flughäfen
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Quelle: Bundesverband der Deutschen Fluggesellschaften (BDF), Verei-
nigung der Dienstleister an Deutschen Flughäfen (VDF); Stand Mai 2016.
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vertreten ist.15 Ein Anbieter ist an fünf Standorten und die 
übrigen an drei oder weniger Standorten vertreten. Da-
durch sind Fluggesellschaften und Drittanbieter kaum in 
der Lage, standortübergreifende Synergien und Produkti-
vitätsverbesserungen zu erzielen.16

Vor diesem Hintergrund hat sich die Monopolkommissi-
on dafür ausgesprochen, dass insbesondere an großen 
Flughäfen mit vielen Flugbewegungen weitere unabhän-
gige Drittanbieter zugelassen werden.17 Dies ist nach den 
Vorgaben der geltenden Richtlinie bereits möglich, da le-
diglich Mindestvorgaben hinsichtlich der Zahl der Dienst-
leister bestehen. Für eine Anpassung der Anbieterzahl 
genügt bereits eine Änderung der Zahl der Drittabfertiger 
in der BADV.

Gegen eine weitere Öffnung des Marktes wird häufi g ein-
gewendet, dass mehr Wettbewerb zulasten der Mitarbei-
ter und der Sicherheit am Flughafen ginge. Dies wider-
spricht jedoch den bisherigen Erfahrungen mit der Markt-
öffnung. Mitarbeiter von Drittanbietern werden nicht per 
se schlechter bezahlt als andere Beschäftigte in der Bo-
denabfertigung. Tatsächlich wird die Vergütung von Mit-
arbeitern von unabhängigen Drittanbietern typischerwei-
se nach Tarifverträgen geregelt, deren Niveau auch über 
dem von fl ughafeneigenen Tochtergesellschaften liegen 
mag. Auch sind Beeinträchtigungen der Flughafensicher-
heit nicht zu erwarten. Alle Beschäftigten werden – unab-
hängig davon, ob sie bei einem Drittanbieter oder einem 
Flughafen angestellt sind – der gleichen Sicherheitsüber-
prüfung durch die zuständigen Landesbehörden unterzo-
gen. Nach erfolgreicher Sicherheitsüberprüfung durch-
laufen auch die Mitarbeiter von Drittanbietern Fort- und 
Weiterbildungen. Bei den unabhängigen Drittanbietern 
handelt es sich also nicht, wie teilweise suggeriert wird, 
um „Billiganbieter“, die unzureichend ausgebildete Ange-
stellte zu Dumpinglöhnen beschäftigen. In jedem Fall ist 
die Verhinderung von Wettbewerb nicht der richtige Weg, 
Sozialstandards zu sichern.

15 An den genannten zehn Flughafenstandorten gibt es derzeit sieben 
verschiedene unabhängige Drittanbieter. Hierbei handelt es sich um 
Acciona, Aeroground Berlin, Aviapartner, Losch, Swissport/Gegen-
bauer, Swissport/Losch und WISAG.

16 Vgl. Bundesverband der Deutschen Fluggesellschaften (BDF), http://
www.bdf.aero/themen/bodenverkehrsdienste/ (10.3.2017).

17 Vgl. Monopolkommission, a.a.O., S. 75 ff.

Auch das vielfach vorgebrachte Argument, eine weitere 
Öffnung sei aus logistischen Gründen nicht umsetzbar, 
da es nicht genug Platz für weitere Anbieter gebe, kann 
nicht überzeugen. Zwar dürfte sich die Anbieterzahl 
nicht unbegrenzt vergrößern lassen, dennoch scheint 
ein moderater Anstieg der Anbieterzahl von zwei auf drei 
zumindest an großen Verkehrsfl ughäfen nicht unverhält-
nismäßig. Die praktischen Erfahrungen an deutschen 
und anderen europäischen Flughäfen deuten darauf hin, 
dass es in vielen Fällen möglich sein dürfte, mehr als die 
bisherigen zwei Anbieter zuzulassen. Beispielsweise ko-
operieren Anbieter bei der Nutzung von Fahrzeugen, was 
den Platzbedarf reduziert. Außerdem sollte ein eventuell 
gestiegener Platzbedarf bei der Planung neuer Flugha-
fengebäude berücksichtigt werden.

Zudem sollte beim Zugang zum Markt für Bodenverkehrs-
dienste für mehr Transparenz und Diskriminierungsfrei-
heit gesorgt werden. Die Erteilung von Lizenzen erfolgt 
in der Regel durch die Verkehrsministerien der Länder, 
die gleichzeitig Gesellschafter der Flughafenbetriebsge-
sellschaften sind. Da die Flughafenbetreiber gewöhnlich 
ebenfalls Bodenabfertigungsdienste anbieten, können 
ähnlich wie im Bereich der Entgeltgenehmigung Inte-
ressenkonfl ikte bestehen. Es verwundert daher nicht, 
dass unabhängige Drittanbieter Kritik an den Marktein-
tritts- und Tätigkeitsbedingungen an deutschen Flughä-
fen geübt haben.18 Um derartige Interessenkonfl ikte zu 
vermeiden, bietet es sich an, eine (zentrale) unabhängige 
Behörde, die auch die Entgeltgenehmigung durchführen 
sollte, mit der Lizenzvergabe zu betrauen. Sollte dies in 
absehbarer Zeit nicht möglich sein, sollte stattdessen in 
Betracht gezogen werden, den Flughafenbetrieb und die 
Bodenabfertigung rechtlich zu trennen. Damit kann das 
Risiko vermindert werden, dass es bei der Vergabe von 
Zulassungen und im späteren betrieblichen Ablauf zu 
Verzerrungen des Wettbewerbs zwischen Dienstleistern 
kommt.

18 So wurde bemängelt, dass Ausschreibungen oftmals nicht ausrei-
chend transparent seien und durch das Setzten von undurchsichti-
gen Zeitrahmen zugunsten der fl ughafeneigenen Anbieter verzerrt 
worden seien, was in mehreren Fällen die Werbung von Kunden und 
die fristgerechte Betriebsaufnahme erschwert habe. Vgl. Vereini-
gung der Dienstleister an Deutschen Flughäfen (VDF): Positionspa-
pier zur Richtlinie 96/67/EG des Rates der Europäischen Union vom 
15.10.1996 über den Zugang zum Markt der Bodenabfertigungsdiens-
te auf den Flughäfen der Gemeinschaft vom 14.4.2015.

Title: Towards Independent Regulation of Supervision of German Airports 

Abstract: In Germany federal states are frequently both owners and regulators of commercial airports. This article argues that in order 

to avoid potential confl icts of interest, the supervision over fees should be handed over to an independent central agency. In addition, 

the liberalisation of the market for ground handling services should be continued. At large airports with suffi cient capacity, additional 

independent service providers should be licensed to provide services.

JEL Classifi cation: L51, L93, R48


